
Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz. 14.März 1950. 

A.n fra. g e b e a n t w 0 r tun g. 

In einer Anfrage der Abg"M ach u n z e und Genossen vom ·lJFilbruar ·d.J 0 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung Mai seI, betreffend Gewährung 

von Notstandshilfe an' nichtösterreichische Staatsbürger, wurde ausgeführt, 

dass nichtösterreichische Arbeitskräfte, insbesondere aus den. Reihen der 

Volksdeutschen, die in den vergangenen Jahren zum wirtschaftlichen WiederaUf-

bau Österreichs wesentlich beigetragen haben, im Falle der Arbaitslosigkeit 

nur die normale Arbeitslosenunterstützung erhalten, jed&oh von der Gewährung 

der Notstandshilfe ausgeschliJsseh sind, da diese von der österreichischen 

Staatsbürgerschaft abhängig gemaohtist.Aus Gründen der sozialen Gerechtig-

keit erscheine es jedoch reCht und billig, auch diesen Personenkreis unter 

bestimmten Voraussetzungen in die Notstandshilfe einzubeziehen, um ihre Be­

treuung durch die Arbeitsämter während der Arbeitslosigkeit zu sichern. 

Die Abgeordneten haben an den Bundeslniilisteli tür soziale Verwaltung die An­

frage gerichtet., ~b er bereit ist, s'ine Novellierung des Arbeitslosenver­

sicherungsgesetzes im erwähnten Sinne vorzubereiten. 

In Beantwortung der Anfrage beehrt siohdas Bundesministerium für 

soziale Verwaltung darauf hinzuweisen, dass es anfangs Jänner d .. J. den Entwurf 

einer Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz ausgearbeitet hat, durch 

die auch staatenlosen scwie Angehörigen anderer staaten, für die d:le Zulassung 

zur Notstandshilfe gemäss §24 Aba.2 AIVG. mangels des Bestehens einer gleich-

. wertigen Einrichtung im Heimatstaate nicht. in Betracht kommt, der ::Bezug der 

Notstandshilfe unter gewissen Voraussetzungen ermögl:icht warden soll., Die 

Zulassung dieses Personenkreises zur Notstandshilfe ist davcn' abhängig gemacht, 

dass innerhalb der letzten 5 Jahre 156 Wochen arbeitslosenverslcherungspfliehti­

ge Beschäftigung nachgewiesen werden. Der Gesetzentwurf wurde den Zentral­

stelien, den Ämtern der Landesregierung und den gesetzlichen Interesaenver­

tretungen der Dienstgeber und Dienstnehmer zur Stell~nahme zugeleitet und 

ist, nachdem sich diese Stellen'in zustimmendem Sinne geäussert'hatten, 
~ 

in der Sitzung des Nationalrates am' 1.März 1950 unter Nr .. 94 der Beilagen 

zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates als Regierungsvorlage 

eingebracht w8rden. 
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